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Rückwirkende Geltendmachung von Ergänzungsleistungen

Sachverhalt

Der Beistand einer hochbetagten, seit bald 10 Jahren pflegebedürftigen Frau hat neu im Rahmen einer kombinierten Beistandschaft nach Art. 392 Ziff.1/393 Ziff. 2 ZGB die  Einkommensverwaltung übernommen, nachdem der Sohn der betagten Frau, der bisher die Einkommensverwaltung besorgt hatte, unerwartet verstorben ist. Dabei hat der Beistand festgestellt, dass der Sohn trotz klarer Anspruchsberechtigung nie Ergänzungsleistungen beantragt hat.

Er erkundigt sich nun unter Berufung auf eine entsprechende Praxis bei der Ausrichtung von Hilflosenentschädigung, ob die EL fünf Jahre rückwirkend geltend gemacht werden können, weil die Klientin vollständig urteilsunfähig sei.
Erwägungen

1. Art. 48 Abs. 2 Satz 1 IVG sieht grundsätzlich eine Nachzahlung von Hilflosenent-schädigungen der IV für 12 der Anmeldung vorangehende Monate vor. Nach Art. 48 Abs. 2 Satz 2 IVG kann eine Nachzahlung über diese Frist hinaus erbracht werden, wenn die versicherte Person den anspruchsbegründenden Sachverhalt nicht kennen konnte und die Anmeldung innert 12 Monaten seit Kenntnisnahme vornimmt. 
2. In BGE 114 V 134 hat das EVG diese Bestimmung trotz Fehlens einer entsprechenden klaren Gesetzesnorm im AHVG aus Gründen der Gleichbehandlung und im Interesse der Koordination zwischen den Sozialversicherungen für Hilflosenentschädigungen der AHV analog anwendbar erklärt.

3. Nach Art. 3a Abs. 7 Bst. e des BG über die EL zur AHV (ELG) regelt der Bundesrat Beginn und Ende des Anspruchs auf EL. Art. 22 Abs. 1 der Verordnung über die Ergänzungsleistungen zur AHV (ELV) regelt die Nachzahlung von EL: Danach beginnt der Anspruch mit dem Monat der Anmeldung für die Rente, frühestens jedoch mit der Rentenberechtigung, sofern die Anmeldung innert sechs Monaten seit der Zustellung der Verfügung über eine Rente der AHV eingereicht wird. Eine Bestimmung über eine Nachzahlung über diese Frist hinaus fehlt. Eine analoge Anwendung von Art. 48 Abs. 2  IVG muss hier ausgeschlossen werden, da es sich um eine andere Leistung als die Hilflosenentschädigung handelt. Das EVG hat sich denn auch soweit ersichtlich nie mit dieser Frage befasst.
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